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Das Gutachten der Kronſyndiei. 


Welche Stellung haben die Kronſyndici im preußiſchen 
Staat? So fragten wir ung, als wir laſen, daß die 
preußiſchen Kronjuriſten ihr Urtheil über die Rechtsan⸗ 
ſprüche der ſchleswig⸗holſtein ſchen Kronprätendenten ab⸗ 
gegeben hätten. BR 

Durch das Geſetz vom 7. Mai 1853 war der König 
ermächtigt worden, die erſte Kammer „durch Königliche 
Anordnung“ zu bilden. Dies geſchah durch die Ver⸗ 
ordnung vom 12. Oktober 1854, und nach 8 3 derſelben 
kann der König aus den auf Lebenszeit aus beſonderem 
Vertrauen ernannten Mitgliedern des Herrenhauſes Kron⸗ 
1 beſtellen, welchen er wichtige Rechtsfragen zur 

egutachtung vorlegen und die Prüfung rechtlicher An⸗ 
elegenheiten des Hauſes anvertrauen kann. Eine weitere 
Befugniß iſt dem Kronſyndikat in gedachter Verordnung 
nicht eingeräumt worden. Der König konnte auch ſchwer⸗ 
lich für ermächtigt angeſehen werden, etwas Weiteres zu 
beſtimmen. Da nun unſeres Wiſſens auch ſpäterhin die 
Stellung der Kronſyndici nicht erweitert wurde, ſo bilden 
ſie zur Zeit weder eine Behörde, noch ſind ihre Gut⸗ 
achten von irgend welcher rechtsverbindlichen Kraft und 
haben daher kein anderes Gewicht, als ihnen durch die 
ek Gründe, auf welche fie etwa geſtützt find, bei⸗ 
wohnt. 

Seit dem Jahre 1854 tritt nun dieſes neue Inſtitut 
zum erſten Male vor die Oeffentlichkeit in einer Frage, 
welche alle Gemüther beſchäftigt. Schon im Laufe des 
Winters erfuhr man, daß die Kronſyndici beauftragt 
feien, ein Gutachten über die Rechtsanſprüche der ver⸗ 
ſchiedenen Fürſten abzugeben, welche ihr Anrecht auf den 
Herzogsſtuhl von Schlezwig⸗Holſtein geltend zu machen 
verſucht haben. Jetzt iſt der Ausſpruch bekannt ge⸗ 
worden. Die Begründung deſſelben fehlt noch. Es wäre, 
ſo ſcheint uns mehr im Intereſſe des jungen und bis⸗ 

er noch als Autorität nicht allgemein anerkannten In⸗ 
tituts geweſen, wenn man mit der Bekanntmachung 
feines pruches gewartet hätte, bis es möglich war, auch 
die Begründung des Gutachtens mit zu veröffentlichen. 
Zu einem ſolchen Abwarten war, wie uns ſcheint, 


um ſo mehr Grund vorhanden, weil der Spruch 
der Kronſyndici nicht nur der von dem geſamm⸗ 
ten deutſchen Volke gehegten Rechtsüberzeu⸗ 
gung und dem Ausſpruch der juriſtiſchen Fakul⸗ 
täten faſt aller deutſchen Univerſitäten, ſondern 
auch der von dem preußiſchen Miniſterium des 
Auswärtigen auf der Londoner Konferenz ver⸗ 
tretenen Anſicht ſchnurſtracks zuwider läuft. 

Nach dem Urtheil der Kronſyndici ſoll nemlich „der 
König Chriſtian IX. von Dänemark allein in Bezug 
auf das ganze Gebiet der Herzogthümer erbberechtigt 
geweſen fein und zwar nach dem däniſchen Thronfolge⸗ 
geſetz vom 31. Juli 1853, welches in den Herzogthümern 
rechtskräftig publizirt und eingeführt worden wäre.“ 

Unter publiziren im rechtlichen Sinne verſteht man 
nicht einfach: „bekannt 1 ſondern: „in der geſetz⸗ 
lich ve tiebenen Form bekannt A. Von einer 
ſolchen Be i des däniſchen Thronfolgegeſetzes 
in den Herzogthümern kann, wie allgemein angenommen 
wird, in keiner Weiſe die Rede ſein. 

Der einzige Verſuch, welchen die Dänen machten 
dieſes Thronfolgegeſetz in den Herzogthümern einzu⸗ 
e nicht zu „publiziren“, beſtand darin, 
aß in den erſten ſechs Paragraphen des Verfaſſungs⸗ 
entwurfes vom 11. Juni 1854, welcher den Ständen 
des Herzogthums Holſtein vorgelegt wurde, dieſes Thron⸗ 
folgegeſetz enthalten war. Dieſe Paragraphen, deren 
erſter alſo lautete: „Unſer Herzogthum Holftein⸗ bildet 
einen ſelbſtſtändigen Theil der unſerem ud den 
Szepter unterworfenen däniſchen Monarchie und iſt mit 
derſelben durch das unterm 31. Juli vorigen Jahres 
erlaffene Thronfolgegeſetz für die däniſche Monarchie auf 
immer vereinigt“; wurden aber der Berathung der 
Stände ausdrücklich entzogen. Hiergegen und wider 
den Inhalt der ſechs Paragraphen haben die Stände 
mehrfach proteſtirt. In Folge davon hat der deutſche 
Bund ſich der Sache angenommen und ſich gegen dieſes 
Verfahren erklärt, ſo daß unter Mitwirkung der 
preußiſchen Regierung durch Bundesbeſchluß vom 
11. Februar 1858 die ſechs erſten Paragraphen dieſer 
Verfaſſung aufgehoben wurden. Dieſem Beſchluß 


17 hat auch der König von Dänemark durch 
önigliches Patent vom 6. November 1858 dieſe 
ſechs Paragraphen für aufgehoben erklärt. 

Was Schleswig anlangt, ſo haben die Dänen durch 
den Verfaſſungsentwurf vom 15. Februar 1854 den⸗ 
an Verſuch gemacht; aber auch hier haben die Stände 
proteſtirt. 

Die einzige Möglichkeit, dem däniſchen 
Thronfolgegeſetz rechtliche Geltung zu verſchaf⸗ 
fen, iſt alſo von den Dänen niemals erreicht 
worden. Dieſe Anſicht wurde bisher nicht nur von 
dem ganzen deutſchen Volke und allen bedeutenden 
Lehrern des öffentlichen Rechtes, ſondern auch von dem 
a Miniſterium des Auswärtigen vollkommen 
getheilt. 

In der Sitzung der Londoner Konferenz vom 12. Mai 
1864 hat der preußiſche Botſchafter ausdrücklich erklärt: 

„Dieſe Thronfolgeordnung iſt für die 
Herzogthümer niemals auf geſetzmäßige 
Weiſe eingeführt worden, weil weder die 
Stände der Dehn e noch die Agnaten, noch 
der deutſche Bund derſelben zugeſtimmt haben. 
In Wirklichkeit eriftirt dieſes Objekt (die Thron⸗ 
folgeordnung) der Verpflichtung gar nicht mehr 
und man darf nicht vorausſetzen, daß die Mächte 
verpflichtet ſeien in Zukunft etwas Ungeſetzliches 
anzuerkennen.“ 

Auf dieſe Erklärung legte die preußiſche Regierung 
ein ſolches Gewicht, 25 bei Gelegenheit des Reſumés 
durch den Vorſitzenden der Konferenz, Lord Ruſſel, der 
preußiſche Botſchafter Veranlaſſung nahm, dieſelbe zu 
wiederholen, weil in dem Vortrage Lord Ruſſels nicht 
deutlich genug ausgedrückt ſchien, daß die preußiſche 
Regierung die däniſche Thronfolgeordnung für 
ungültig in Bezug auf die Herzogthümer halte 

Welches Gewicht dieſen Thatſachen 1 das 
Gutachten der Kronſyndici haben kann, wollen wir dem 
Urtheil unſerer Leſer überlaſſen. Auf jeden Fall kann 
man nach den bekannt gewordenen Thatſachen die An⸗ 
ſicht der Kronſyndici nicht theilen. Möglich, daß die 
Kronſyndici ganz neue Thatſachen zu Tage gefördert 
haben, bis jetzt iſt man den Beweis für die Be⸗ 
hauptung, daß das däniſche Thronfolgegeſetz in 
den Herzogthümern „publizirt und eingeführt“ 
worden ſei, ſchuldig geblieben. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Nachdem die Verhandlungen zwiſchen Wien 
und Gaſtein ſich lange Zeit ohne die Waßrſcheinlt keit eines 
Reſultats hingeſchleppt haben, ſollen fie jetzt endlich ein gün⸗ 
ſtiges Reſultat gehabt haben, und die vor Kurzem noch fo 
a eh Zuſammenkunft zwiſchen dem Könige und 

em Kaiſer von Oeſterreich wird am 19. d. M. in 
Salzburg ſtattfinden. Welches die Grundlagen der Ver⸗ 
fan ung ſind, darüber verlautet noch nichts Genaueres, 
och hat es den Anſchein, als ob man ſich geeinigt hätte, 
fie Erſte noch Alles beim Alten zu laſſen, d. b. es iſt 
ichere Ausſicht vorhanden, daß in nicht allzu langer Zeit die 
Spannung zwiſchen Fade und Preußen wieder einen 
ſolchen Grad erreicht hat, daß der Bruch des Bündniſſes als 


ganz ſicher zu erwarten iſt. Denn eine dauernde Verſtändi⸗ 
5 iſt nicht zu erwarten. Man muß im Laufe der neueſten 
zerhandlungen immer mehr zu der Ueberzeugung gekommen 
ſein, daß Oeſterreich und Preußen ihre beiderſeitigen 
Intereſſen in Deutſchland nicht auf einem gemein⸗ 
ſamen Wege verfolgen können. Man ſollte nun 
meinen, da die 1 eit erkannt worden, beider Staaten 
Intereſſen zu vereinen, fo blieben nur zwei Wege: entweder 
die Unterordnung der Intereſſen des einen unter die des an⸗ 
dern oder der Asbruch des Bündniſſes. Das erſtere will 
natürlich keiner der beiden Staaten, und das zweite ſcheut 
man ſich ebenfalls zu thun, denn während man in Oeſter⸗ 
reich einen Krieg, der doch immerhin als möglich bei der Auf- 
löſung des Bündniſſes gedacht werden muß, aus finanziellen 
Gründen ſcheuen muß, kann die preußiſche Regierung einen 
Krieg von ſo gewaltigen Dimenſionen in einem Augenblick, 
wo Re ierung und Volk einander gleichſam entfremdet gegen; 
überstehen, 99 wünſchen. Darin liegt ſo ziemlich das Ge⸗ 
heimniß der ſo wunderbar erſcheinenden Verhandlungen in 
Gaſtein. Man hat wohl beiderſeitig eingeſehen, daß ein ge⸗ 
meinſames h auf der betretenen Bahn nicht recht 
thunlich iſt, ohne daß der eine oder andere Staat weſentliche 
Intereſſen gefährdet, und andrerſeits wünſcht man doch in 
Friede und Eintracht mit einander zu leben, weil man einen 
Bruch und deſſen Folgen fürchten muß. Aus dem erſten 
Grunde können die Unterhandlungen zu keinem gedeihlichen 
Ende geführt werden, und aus dem zweiten Grunde werden 
fie nich definitiv abgebrochen. Man wird alſo für's Erſte 
Alles beim Alten lassen und verſuchen, ob man noch ein 
Weilchen mit einander auskommt, aber es iſt ſicher, daß ſich 
15 115 1 75 ee wiederholt, was in dieſem 
ugenbli ie eswig-holftein’fche 
drängen ſcheint. So e nämlich Be ei 2 der beiden Mi. 
befiger irgend einen Schritt thun wird, welcher fein Recht in 
einer ſtärkeren Weiſe, als es dem Genoſſen gut ſcheint, geltend 
machen würde, ſo wird wieder der Bruch zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen drohen. 

Daß man hier in Berlin noch vor Bi kurzer Zeit 
nicht an einen friedlichen Ausgang der ent en in 
Gaſtein geglaubt hat, geht wohl am beſten daraus hervor, 
daß vor wenigen Tagen noch das hieſige offizibſe Blatt 
nicht nur allen Ernſtes Oeſterreichiſcher Seits eine Wieder⸗ 
holung des Verſuches vom Jahre 1863 fürchtete, und 
mit Beſtimmtheit verkündigte, daß Preußen einem ſolchen 
Verſuche, die deutſche Frage in öſterreichiſchem Sinne zu 
löſen, mit aller Entſchiedenheit entgegentreten werde, ſondern 
daß es bei dieſer Gelegenheit von Oeſterreich die Bezeichnung 
gebrauchte: „ein Gegner, der uns tödlich verwunden will.“ 
Das bezeichnet wohl deutlicher und klarer, als alle offiziöſen 
und offiziellen Nachrichten es vermögen, wie wenig man im 
Grunde genommen auf die Freundſchaft des Bundesgenoſſen 
rechnet, und wir meinen, keine noch ſo lange Auslaffung 
unſererſeits könnte ſo ſchlagend die Bedenken der liberalen 
Partei gegen das Bündniß mit Oeſterreich rechtfertigen, als 
es hier das offiziöfe Blatt, welches dieſes Bündniß als den 
Triumpf der Bismarck ſchen Politik pries, thut. , 

Als die Gefahr eines Bruches mit Oeſterreich nahe zu liegen 
ſchien, da rühmten die Herren Offiziöſen, daß die Regierung alle 
Mittel zu einem Kriege bereit habe, ganz beſonders auch 
das Geld. Ein Theil dieſes bereiten Geldes fol wahr- 
ſcheinlich aus einem Vertrage fließen, . die Regie; 
rung vorläufig mit der Direktion der Köln⸗ Mindener Eifen- 
bahn abgeſchloſſen hat. Nach dieſem Vertrage würde die 
Re 18 egen eine Zahlung von 13 Millionen Thalern 
auf das acht verzichten, die noch in Umlauf befindlichen Ak⸗ 


tien dieier 9 urch jährliche Verlooſung einzuziehen, und 
fo, Pe 15 To Sehen, die ganze Bahn als Eigen- 

um zu erwerben. Ob dieſer Vertrag für die Aktionäre oder 
für den Staat vortheilhafter iſt, ob es zweckmäßig iſt, den 
Grundsatz, daß der Staat ſelbſt keine induſtrielle Unterneh⸗ 
mungen betreiben ſoll, ſo weit auszudehnen, daß in Folge 
deſſen der Staat ein werthvolles Recht, welches er durch 
Ve en von Verpflichtungen übernommen hat, aufgiebt, 
das wollen wir heut nicht erörtern, wir wollen hier nur da⸗ 
rauf aufmerkſam machen, daß die Regierung, da ſie außer 
jenen 13 Millionen Thalern in neuen Aktien, die ſie erhält, 
auch die ſchon durch Ankauf und Verlooſung in den Beſitz 
des Staates gelangten Aktien a kann, durch die⸗ 
ſen Vertrag augenblicklich etwa 30 Millionen Thaler zu ihrer 
Verfügung erhält. Die auptfrage nun, ſobald man von dem 
materiellen Theile des Vertrages abſieht, iſt, ob die Regie⸗ 
rung das Recht hat, ohne Genehmigung der Volksvertretung 
über einen ſo bedeutenden Theil des Staatsvermögens zu 
verfügen oder nicht. Unſere Anſicht darüber brauchen wir 
wohl kaum auszuführen: wir meinen, daß die Volksvertretung 
jedenfalls ihre Zuſtimmung zu einem ſolchen Vertrage geben 
muß, damit derſelbe rechtskräftig werden könne, indem es ſonſt 
weifelhaft erſcheint, ob die Operationen, welche in Folge 
dieses Vertrages vorgenommen werden, nicht ſpäter einmal 
rückgängig gemacht werden müſſen. Darüber wird zunächſt 
die Generalverſammlung der Aktionäre zu berathen haben, 
welcher der Vertrag zur Genehmigung vorgelegt werden wird. 

Unter den Wahlmännern der Provinz Sachſen 
zirkulirt eine Adreſſe, in welcher dieſelben ihre Zuſtimmung 
zu dem Verhalten des Abgeordnetenhauſes ausſprechen, und 
verſichern, daß fie unter allen Vorkommniſſen 
treu zu ihren Vertretern ſtehen werden. Die Adreſſe 
findet zahlreiche Unterſchriften. 

In Königsberg iſt inzwiſchen der königliche Kommiſ⸗ 
ſarius für den Poſten eines Sberbürgermeiſters der Abg. 
Landrath v. Ernſthauſen, eingeführt worden. Er ſoll dem 
Magiſtrate gegenüber geäußert haben, er hoffe, nicht lange in 
fe neuen Stellung zu bleiben. Ob er damit jagen wollte, 

aß er erwarte, die Stadtverordneten würden ſehr bald eine 
der Regierung angenehme Perſönlichkeit zum Ober⸗Bürger⸗ 
meiſter wählen, oder ob er damit eine baldige Aenderung des 
etzigen Regierungsſyſtems in Ausſicht ſtellen wollte, darüber 
jdn! fi der Herr von Ernſthauſen nicht näher ausgelaſſen 
zu haben. . 

Schleswig⸗Holſtein. Die Landesregierung hat in ber 
letzten Zeit die Preßgeſetze, welche noch aus der Zeit der 
Dänenherrſchaft herſtammen, ſehr ſtreng gehandhabt, und es 
ſind mehrere Konfiskationen von Blättern vorgekommen. Es 
IE dies auf Veranlaſſung des preußiſchen Kommiſſars ge⸗ 
chehen fein. — Friedrichs ort, der zum preußiſchen Han 
auserſehene Punkt bei Kiel, iſt von den Preußen befeſtigt 
und mit ſchweren Geſchützen armirt worden. 

. Mecklenburg. In Roſtock wurden vor einigen Tagen 
die den dortigen früheren Mitgliedern des deutſchen National⸗ 
Vereins, welche die ihnen wegen dieſer Mitgliedſchaft aufer⸗ 
legten Strafgelder nicht gezahlt hatten, im Wege der Zwangs⸗ 
exekution abgepfändeten Gegenſtände öffentlich verſteigert. Es 
hatten ſich zahlreiche Kaufliebhaber eingefunden, und wurde 
von denſelben ſehr lebhaft auf die Exekutionsobjekte geboten. 

Oldenburg. Eine Verſammlung der National- 
vereins⸗Mikglieder, welche vor wenigen Tagen in ber 
Hauptſtadt des Landes f ch m. dürſte wohl geeignet 
ſein, die Aufmerkſamkeit auf ſich zu ziehen. Mit großem po⸗ 
litiſchen Scharfblick hat man es or ausgeſprochen, daß man, 
unbeirrt durch augenblickliche Ver aͤltniſſe, an dem ur prüng · 


lichen Programm des Vereins, nach welchem Preußen an die 
Spitze Deutſchlands geſtellt werden ſoll, feſthalte. Die ver⸗ 
ſammelten Mitglieder haben erklärt: daß ſie eine Militär⸗ 
Vereinigung mit Preußen, wonach die oldenburgiſche Wehr⸗ 
kraft ſich als integrirender Theil der Preußiſchen anſchließe, 
für dringend geboten halten. Unter den Motiven zu dieſem 
Entſchluß verdient beſonders das erſte Beachtung, welches 
darin die Sicherung der Verwendung der oldenburgiſchen 
Wehrkraft im deutſch⸗nationalen Intereſſe ſieht, da voraus⸗ 
ſichtlich der öffentliche Geiſt in Preußen Volk und Regierung 
tets dazu beſtimmen wird, Deutſchland mit Bewußtſein und 

hatkraft zu beſchützen. Daher muß jeder deutſche Volks⸗ 
ſtamm dahin ſtreben, daß auf den Kriegsfall ſeine Wehrkraft 
von Preußen in Mitbenutzung genommen werden kann. — Es 
liegt darin, daß angeſichts der augenblicklichen Lage der an 
ein folder Beſchluß mit einem ſolchen Motive gefaßt wird, 
ein erfreuliches Zutrauen auf die unmöglich zu unterdrückende 
Entwickelung Preußens nach der Richtung, welche die Ge⸗ 
ſchichte vorſchreibt. 

England. Die Hoffnungen, welche man auf das Ge⸗ 
lingen der diesmaligen Legung des transatlantiſchen Kabels 
geſetzt hatte, ſind zu Schanden geworden. Das Kabel hat, 
etwa 200 Meilen vom engliſchen Ufer entfernt, eine Ver⸗ 
letzung erlitten, über deren Natur man noch vollſtändig im 
Unklaren iſt, da weder der Great⸗Eaſtern, welcher die Legung 
des Kabels beſorgte, noch eins der beiden Begleitſchiffe zurück ⸗ 
gekehrt iſt. Es ſteht nur ſo viel feſt, daß die elektriſche 
Leitung unterbrochen, und daß für dieſes Jahr das Unter⸗ 
nehmen geſcheitert iſt. Die Aktiengeſellſchaft, welche in dieſes 
Unternehmen ſchon ſehr bedeutende Summen hineingeſteckt 
hat, iſt jedoch keineswegs gewillt, die Sache ganz aufzugeben, 
ſie hat die Aufnahme von weiteren 800,000 Pfd. St. (über 
5 Millionen Thaler) beſchloſſen, um ein neues Kabel an⸗ 
fertigen zu laſſen. Ob der neue Verſuch beſſer gelingen wird, 
as iſt abzuwarten, auf jeden Fall aber giebt uns die Be⸗ 
harrlichkeit, welche die Engländer in dieſer Sache zeigen, ein 
Vorbild dafür, daß man ſſch in großen on nicht durch 
anfängliche Widerwärtigkeiten foll abſchrecken laſſen, ſondern 
daß man ſtets mit uſpannung aller Kraft auf ſein Ziel 
losgehen ſoll. Möge uns dies in allen Dingen eine Lehre 
ſein. Sehr auffallend iſt der Umſtand, daß bis jetzt, vier⸗ 
zehn Tage nachdem die Stromleitung unterbrochen wurde, 
noch keins von den Schiffen zurückgekehrt iſt; der Entfernung 
nach hätte ſchon lange eines derſelben an der engliſchen Küſte 
ſein müſſen, um Kunde von dem Unfall zu bringen. 


Die Mittelſtaaten und ihre Vefürchtungen wegen der 
Löſung der een Frage. 

Es ift anz augenſcheinlich, daß die Mittelſtaaten irgend 
welchen Schritt in der ſchleswig⸗holſteinſchen Frage vorberei⸗ 
ten, die Konferenzen der Miniſter von Bayern, Württemberg 
und Sachſen, welche in dieſen Tagen in München und in 
Stuttgart stattgefunden, laſſen daran nicht mehr zweifeln. 
Was die Mittelſtaaten wollen, das iſt gewiß nicht unſchwer 
zu errathen: ſie haben die Abſicht, zeſtützt auf Oeſterreich, 
dem getreuen Verbündeten Preußens, nördlich von der Elbe 
einen neuen deutſchen Kleinſtaat zu ſchaffen. Derſelbe ſoll ebenſo 
wie die übrigen deutſchen Mittel- und Kleinſtaaten feine Po⸗ 
litik auf eigene Hand machen können, ſoll ſelbſtſtändig über feine 
Armee 5 kurz er ſoll das Seinige redlich dazu beitragen, 
daß die ſo gewaltigen Kräfte Deutschlands in der jetzigen 
Zerſplitterung erhalten bleiben, und daß ſo kein Schritt ge⸗ 
ſchieht, um Deutſchland die Rolle im europäiſchen Staaten⸗ 
ſyſtem zu verſchaffen, welche ihm gebührt. Wer vielleicht noch 
daran zweifeln wollte, daß die Bemühungen der Herren 


v. Beuſt und v. d. Pforten nach dieſem Ziele EN gerichtet ; 


find, der kann aus dem Eifer, mit welchem Baden, deffen 
Regierung es ernſt meint mit der Löſung der deutſchen Frage 
im nationalen Sinne, ſich fern hält von dieſen neueſten Be⸗ 
ſtrebungen, erkennen, daß die ausgeſprochene Vermuthung 
richtig iſt, daß man daran arbeitet, ſich einen neuen Genoſſen 
im Kampfe gegen das nationale Programm zu ſchaffen. Daß 
es fo kommen mußte, daß heut keine ſehr große Hoffnun 
mehr vorhanden iſt, den beabſichtigten Schritt der Mittel⸗ 
ſtaaten zu verhindern, das iſt die Folge des Bündniſſes mit 
Oeſterreich. Daſſelbe hat durch preußiſche Hülfe jetzt feſten 
Fuß in Norddeutſchland gefaßt, und dadurch einen neuen und 
werthvollen Stützpunkt für ſeine Beſtrebungen, Deutſchland 
ſich und ſeinen dynaſtiſchen Intereſſen für immer dienſtbar 
zu machen, gewonnen. 

Hätte die preußiſche Regierung, ſtatt ſich mit Oeſterreich 
* verbinden, im Anfang des Jahres 1864 dem wiederholt 
aut gewordenen Verlangen Deutſchlands und dem Drängen 
des eigenen Volkes nachgegeben und ſich an die Spitze der 
einzelnen deutſchen Heere geſtellt, ſie durch einen kühnen Griff 
zuſammenfaſſend zu einer deutſchen Heeresmacht, es 
brauchte heut nicht von den Schleswig - Holfteinern und von 
ihrem künftigen Herzoge die Erfüllung von Forderungen zu 
verlangen, welche es, das deutſche Heer hinter ſich, dem 
neuen Staate und ſeinem Herrſcher ohne Weiteres diktiren 
konnte, weil eben durch den Feldzug des deutſchen Heeres 
egen Dänemark zur Befreiung Schleswig⸗Holſteins unter preu⸗ 
ßiſcher Führung ein weſentlicher Theil des nationalen Pro⸗ 
ſeit ut wie es die e liberale Partei in Deutſchland 
eit Jahren aufgeſtellt hat, ſchon in Erfüllung gegangen wäre, 
o daß ſich ein neuer deutſcher Fürſt dem An⸗ 
chluß an dieſes Programm unter keinen Umftän- 
den hätte entziehen können, ohne ſein eigenes und das 
ganze deutſche Volk ſich zu Gegnern zu machen. 

Statt aber dieſen Weg einzuſchlagen, verſchmähte die 
preußiſche Regierung die ſo vielfach dargebotene Unterſtützung 
und verband ſich mit Oeſterreich, obgleich die Geſchichte 
Preußens deutlich genug die Lehre verkündet, daß ein ſolches 
Bündniß nicht für die Dauer vortheilhaft ſein könne. Preußen 
rettete ſo den Fürſten der deutſchen Mittel⸗ und Kleinſtaaten 
ihre volle Souverainetät, welche allerdings ernſtlich bedroht 
war, da fie, ſobald Preußen ſich an die Spitze des deutſchen 
Volkes zu einem nationalen Kriege geſtellt hätte, unzweifelhaft 
wenigſtens in Bezug auf das Militärweſen dieſe Souverainetät 
theilweiſe an Preußen hätten abtreten müſſen, und es lag in 
der Natur der Sache, daß dieſem einen Opfer auch noch 
andere Opfer in dieſer Richtung gefolgt wären. 

Preußen alſo verſäumte, wie man weiß, den günftigen Mo⸗ 
ment indeſſen, aber trotzdem zeigte ſich recht deutlich die wunder⸗ 
bare Kraft der nationalen Entwicklung. Obgleich es den Krieg 
nicht begann nach dem nationalen Programm, ſondern im 
Gegentheil das Verbleiben der Herzogthümer bei Dänemark als 
Ziel aufſtellte, obgleich es die nationale Führung des Krieges ver⸗ 
ſchmähte und die Bundestruppen faft feindlich behandelte, 
im Laufe des Krieges mußte es eine Forderung der 
Nation nach der andern zu der ſeinigen machen, und 
als man endlich, nach Beendigung des ſiegreich geführten 
Krieges daran denken mußte, eine endgiltige Ordnung in den 
Elbherzogthümern in ner da ſtellte die preußiſche Regie 
rung, welche bisher in keiner Weiſe die geringfte Freundſchaft 
für die nationale Partei gezeigt hatte, Forderungen, welche 
im Großen und Ganzen dem nationalen Programm entſprachen. 
Gegen die Erfüllung dieſer Forderungen ſträubte ſich natürlich 
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die Herrſcher der Mittelftanten, welche mit Freude geſehen 
hatten, wie Preußen im Anfang des vorigen Jahres die 
nationale Hülfe von ſich ſtieß und fie fo vor der theilmeifen 
Mediatiſirung bewahrt hatte. Sie vor Allem mußten bei 
Aufſtellung der preußiſchen Forderungen ängſtlich werden, in⸗ 
dem fie richtig erkannten, daß damit der erſte Schritt zur 
Erfüllung des nationalen Programms geſchehen würde, und 
daß den bundesftaatlihen Verhältniſſen zwiſchen Preußen und 
den Elbherzogthümern, wie es die preußiſchen Forderungen 
Ide ſchr bald auch für andere 11 0 Staaten ähn⸗ 
liche Verhältniſſe folgen müßten. Dieſe Gefahr für ihre 
fürſtliche Souverainetät erkannten die Mitglieder des deutſchen 
Bundes fehr ſchnell, und deshalb ihre ungemeine Regſamkeit, 
Oeſterreich in ſeinen Beſtrebungen, den Forderungen Preußens 
entgegenzutreten, zu unterſtützen. Daß ihnen dieſes Entgegen 
treten nicht allzuſchwer gemacht iſt, daß es ſogar Ausſicht auf 
Erfolg hat, das findet eine Erklärung darin, daß die preußische 
an lei zwar, gedrängt durch die Gewalt der Thatſachen, 
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egierung in dem Sinne geworden ift, daß es ihr 
gelungen wäre, ſich in Einklang zu el mit den an 
und den 25 der Mehrheit des preußiſchen und des 
deutſchen Volkes. Die Durchführung eines nationalen 
Programms wird aber vorausſichtlich nur einem 
Miniſterium gelingen, welches ſich bewußt iſt, in all 
und jeder Beziehung auf die freudige Unterſtützung 
des preußiſchen und deutſchen Volkes zu rechnen. Des 
halb glauben wir, daß leider die Befürchtungen der Mittel 
ftaaten vor einem Gene Preußens unbegründet ſind, und 
daß ſie von der augenblicklichen Entwicklung der ſchleswig.⸗ 
holſtein'ſchen Frage keine Beſchränkung ihrer Sonverainetät 
zu erwarten haben. 

Wenn wir aber von der preußiſchen Regierung keine 
wir fi nichts eines nationalen Programms erwarten, weil 
wir fie nicht für geeignet zu einer ſolchen Löſung halten, fo 
können wir doch nimmermehr den Kampf der mittelſtaatlichen 
Regierungen gegen dieſelbe billigen, welche durch die Schaf. 
fung eines neuen kleinen Staates mit nach allen Rich⸗ 
tungen hin unbeſchränkter Souperänetät die Zerſplitterung 
der ee Kräfte . vermehren trachten. Wir können 
unſer Bedauern darüber nicht unterdrücken, daß ein gro⸗ 
ßer Theil der liberalen Partei in Deutſchland in dee 
Angſt vor einer Vergewaltigung durch Preußen jo weit geht, 
dieſe Politik der Regierungen der Mittelſtaaten zu unterſtützen. 
Beſſer wäre es, ſie bekämpften den ihnen zunächſt 1 
Feind der Einheit und Freiheit des dentſchen Volkes, den 
Partikularismus, welcher ſich jetzt, wie immer auf den öſter⸗ 
reichiſchen Schutz rechnend, in den mittelſtaatlichen Kabinetten 
breit macht, als daß ſie denſelben in ſeinem Kampfe gegen die 
preußiſchen Forderungen, deren Berechtigung ja im Großen 
und Ganzen von ihnen anerkannt wird, unterſtützten, weil ſie 
mit dem augenblicklich in Preußen herrſchenden Syſtem nicht 
zufrieden ſind. Wahrlich, wer aus augenblicklicher Mißſtim⸗ 
mung, mag ſie auch noch ſo gerechtfertigt ſein, einer großen 
politiſchen Idee untreu wird, der mag ſich fern halten von 
der Politik, denn er wird gar leicht auf Abwege gerathen, 
wie wir dies auch jetzt zu unſerem Leidweſen bei e b 
Liberalen Deutſchlands ſehen, welche die mittelſtaatliche par⸗ 
tikulariſtiſche Politik unterſtützen. Mögen fie fi) bald eines 
befferen befinnen. 
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